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Bonn, den 14. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier; Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1093/70 hinsichtlich der Liste der Er- 
zeugnisse des Sektors Wein, denen Alkohol zugesetzt 
werden darf. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28, Juni 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drudt; Budidrudterei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 
hinsichtlich der Liste der Erzeugnisse des Sektors Wein, 
denen Alkohol zugesetzt werden darf 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein^), zuletzt geändert durch Verord- 
nung (EWG) Nr. 2612/70 “), insbesondere auf Arti- 
kel 25 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: j 

Nach Artikel 25 Absatz 1 der Verordnung (EWG) i 
Nr. 816/70 ist der Zusatz von Alkohol zu den in i 
Artikel 1 Absatz 2 jener Verordnung genannten 
Erzeugnissen mit Ausnahme von Brennwein und 
Likörwein untersagt. 

Absatz 2 des genannten Artikels ermöglicht Jedoch i 
Ausnahmen von diesem Verbot. | 

Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 des Rates vom 
8. Juni 1970 über den Zusatz von Alkohol zu den 
Erzeugnissen des Weinsektors mit Ursprung in der 
Gemeinschaft bestimmt die Fälle, in denen diese 
Ausnahmen zulässig sind. 

Die Herstellung der Erzeugnisse der Tarifnummer 
22.06 des Gemeinsamen Zolltarifs erfordert in be- 
stimmten Fällen den Zusatz von Alkohol zu den in 
Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
aufgeführten Erzeugnissen. Die Herstellung ist in 
diesen Fällen wichtig genug, die Ausnahme von dem 
Verbot zu rechtfertigen. 

Ohne dem Ergebnis einer Harmonisierung der 
Begriffsbestimmungen für die Erzeugnisse der Tarif- 
nummer 22.06 des Gemeinsamen Zolltarifs hinsicht- 
lich der Art des ihnen zugesetzten Alkohols vorzu- 
greifen, ist es erforderlich, die Herstellung dieser 
Erzeugnisse unter Verwendung von Äthylalkohol 
anderen als landwirtschaftlichen Ursprungs zu ver- 
bieten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

An Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 
wird folgender Abschnitt angefügt: 

„c) 1. Traubenmost und teilweise gegorenem 
Traubenmost mit Herkunft ausschließlich 
aus in Artikel 16 der Verordnung (EWG) 


Nr. 816/70 erwähnten Rebsorten und min- 
destens dem für die Weinbauzone, in der 
die Trauben geerntet wurden, festgelegten 
natürlichen Mindestalkoholgehalt; 

2. eingeführtem oder nicht eingeführtem 
konzentriertem Traubenmost; 

3. Wein, der Tafelwein ergeben kann, und 
Tafelwein; 

4. Qualitätsweinen b.A. : 

5. in bestimmten Fällen eingeführtem oder 
nicht eingeführtem Likörwein; 

6. eingeführtem Traubenmost, eingeführtem 
teilweise gegorenem Traubenmost und 
eingeführtem Wein gemäß Artikel 28 Ab- 
satz 1, 

die zur Herstellung von Erzeugnissen der Tarif- 
nummer 22.06 des Gemeinsamen Zolltarifs be- 
stimmt sind." 

Artikel 2 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 erhält 
folgende Fassung: 

„1. Der den in Artikel 1 Buchstaben a und b auf- 
geführten Erzeugnissen zugesetzte Alkohol 
muß entweder neutraler, aus Erzeugnissen 
der Weinrebe gewonnener Alkohol mit einem 
vorhandenen Alkoholgehalt von mindestens 
95^ oder ein nicht rektifiziertes, aus der De- 
stillation von Wein hervorgegangenes Er- 
zeugnis mit einem vorhandenen Alkohol- 
gehalt von mindestens 52° und höchstens 80° 
sein. 

2. Der den in Artikel 1 Buchstabe c aufgeführten 
Erzeugnissen zugesetzte Alkohol muß Äthyl- 
alkohol landwirtschaftlichen Ursprungs sein." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. Sie wird am 
1. September 1971 wirksam. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 281 
vom 27. Dezember 1970, S. 6 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Abgesehen von Ausnahmen und von der Herstel- 
lung von Likörwein und Brennwein ist der Zusatz 
von Alkohol zu den Erzeugnissen des Weinsektors 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 816/70, Artikel 25, 
untersagt. 

Eine erste Liste mit Ausnahmen besteht bereits; sie 
ist in der Verordnung (EWG) Nr. 1093/70 des Rates 
enthalten. 

Da im Rat über die Art des Alkohols, der zugesetzt 
werden kann, keine Einigung erzielt wurde, enthält 
diese Liste jedoch nicht die Erzeugnisse der Tarif- 
nummer 22.06 (Wermutwein und aromatisierte 
Weine). 

Eine vorübergehende Regelung dieser Frage ergab 
sich durch die Kommissionsverordnung Nr. 1126/70, 
die die Anwendung von Artikel 25 der Verordnung 
(EWG) Nr. 816/70 für diese Erzeugnisse bis 
31. August 1971 aussetzt. 

Der nachstehende Verordnungsvorschlag soll diese 
obengenannte vorübergehende Lösung endgültig 
regeln. Er legt fest, daß in Erwartung einer Verein- 
heitlichung der Begriffsbestimmungen dieser Er- 
zeugnisse nur Äthylalkohol landwirtschaftlichen 
Ursprungs für deren Bearbeitung verwendet wer- 
den darf, ohne daß genau angegeben wird, ob dieser 
Alkohol ausnahmslos nur einen einzigen Ursprung 
haben darf. 
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